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Die Verteilung der Aerzte auf die deutschen

Länder und Städte.

Der
Bund Deutscher Assistenzärzte hat dem

Reichsarbeitsminister eine Denkschrift

übersandt, die die Notlage der Bewerber um

Kassenpraxis darstellen soll. Zugleich wird

daran die Forderung geknüpft, die Aerzte, die

bisher noch nicht zur Kassenpraxis zugelassen
sind, mit Regierungsmaßnahmen zu unter¬

stützen. Der Denkschrift entnehmen wir, daß

zurzeit ungefähr 1400 bis 1500 junge Aerzte

zur Kassenpraxis zugelassen sein wollen; außer¬

dem gibt sie eine Uebersicht über die Ver¬

teilung der Aerzte, der wir nachstehende Zahlen

entnehmen:

Provinzen und Länder:

Prerimtn und Liodtf Einwohner

Provinz Ostpreußen
Prov. Oberschlesien

Stadt Berlin . . .

Preußen zusammen

Bayern 7493000

Hamburg ....
1134112

Schaumburg-Lippe 48661

2 270 283

1370 906

3968 388

38 801000

Aerzte

1004

500

5 318

25156

5 270

1177

21

Anf einen

Arzt
entfallen

Einwohner

2261

2 741

736

1542

1421

963

2 317

GnfatU-t

München .

Breslau
. .

Düsseldorf
.

Königsberg
Stettin

. .

Erfurt
. .

Plauen i. V.

Großstädte

Einwohner

671548

551200

429 516

274346

250709

133 707

109953

Amte

Anf einen

Arzt entfallen
Einwohner

1475 455

774 712

439 976

441 622

264 948

132 1012

89 1235

Städte mit mehr ais 50 000 bis unter 100000

StUfi

Einwohnern:

Einwohner

Hagen i. W.

Liegnitz . .

Wesermünde

Potsdam
. .

Brandenburg

92 862

70 664

67 507

59469

52 834

Ante

75

66

57

94

44

Auf einen

Arzt entlallen

Einwohner

1288

1070

1184

633

1203

Orte

Meißen . . .

Freiberg . . .

Wattenscheid .

Ingolstadt . .

Einwoho» Amte

Orte mit 25 000 bis unter 50 000 Einwohnern:

Ad 4m
Ant «Hella
BmhM

38 812 43 916

32 972 23 1433

28120 12 2 343

26 013 21 1238
. %

Orte mit 20 000 bis unter 25 000 Einwohnern:

Auf db«

Orte Einwohner Aentt Ant entfall«

Einwohner

1372Speyer 23 326

Wesel 22278

Arnstadt 20555

Orte mit 10 000 bis unter 20 000

Amte

17

21

19

1068

1082

Orte

Werdau . .

Heidenheim

Eilenburg .

Mittweida

Bitterfeld

Oelsnitz i. V.

Cuxhaven

Falkenstein .

Großenhain

Bensberg
Neu-Isenburg
Pasewalk

Weidenau .

Eisenberg
Gräfrath . .

Einwohner Amte

19882

18 408

17 746

17 233

16544

16004

14 995

14117

12 581

12 080

11222

11041

10 498

10 346

10 045

Einwohnern:

Auf ein«

Anf entfall«

Einwohner

22099

12

8

7

9

6

11

6

9

5

4

6

4

6

4

1534

2218

2 461

1838

2667

1363

2353

1398

2416

2 805

1840

2624

1724

2511

Aus dieser Zusammenstellung geht eindeutig

hervor, daß die Zahl der Aerzte in den Groß¬

städten und Kurorten und auch in den Universi¬

tätsstädten eine ziemlich hohe ist, während sie

in den Mittel- und Kleinstädten immer weiter

zurückgeht; damit wird der Beweis erbracht,
daß die Aerzte es vorziehen, sich in größeren
Städten niederzulassen. Die Gründe dafür

liegen auf der Hand. Aus dieser Aufstellung
geht aber auch weiter hervor, daß man kaum

davon sprechen kann, daß die Krankenkassen zu



wenig Aerzte beschäftigen, wenn man berück¬

sichtigt, daß in den meisten Fällen alle am Orte

befindlichen Aerzte zur Kassenpraxis zuge¬

lassen sind. Auf der anderen Seite muß ober

dann beachtet werden, daß die Zahl der Kassen-

mitglieder einschließlich der versorgungsberech¬
tigten Familienangehörigen sich keinesfalls mit

der Einwohnerzahl deckt, vielmehr dürfte aus

den Frhebungen der letzten Zeit hervorgehen,
daß die Krankenkassen noch nicht ganz die

Hälfte der Bevölkerung erfassen. Darin sind

aber schon die Familienangehörigen, deren Zahl

sich überhaupt nicht genau feststellen läßt, mit-

inbegriffen. Die Krankenkassen sind also mit

Aer2ten schon in genügendem Maße versorgt,

denn in den meisten Fällen ist die Sachlage so,

daß auf einen Arzt nur 500 bis 700 Mitglieder

entfallen, während diese Zahl nach den Be¬

stimmungen des Reichsausschusses für Aerzte

und Krankenkassen 1000 und einschließlich der

Familienangehörigen 1350 betragen soll. Außer¬

dem erscheint es angebracht, darauf hinzu¬

weisen, daß die Verteüung der Aerzte nur plan¬

mäßig vorgenommen werden kann, wenn Zu¬

stände wie die heutigen vermieden werden

solien.

Die Beitragsfreiheit Arbeitsunfähiger nach § 383 RVO.

Von Stadtrat H. von Frankenberg, Braunschweig.

Es
ist eine sehr verständige Einrichtung, daß

die Krankenkassen arbeitsunfähigen Mit¬

gliedern entgegenkommen und von ihnen keine

Beiträge beanspruchen. Da aber über Inhalt

und Umfang dieses Zugeständnisses Zweifel be¬

standen, die durch die Fassung des früheren

§ 54a KVG. nicht vollständig behoben wurden,

so hat man in der Reichsversieherungsordnung
den Weg eingeschlagen, daß man die Vor¬

schrift über das Fortbestehen der Kassenmit¬

gliedschaft, die damit verquickt war, davon

losgelöst und an anderer Stelle aufgenommen

hat, wo sie nach ihrem ganzen Inhalt und

Zweck hingehört.
Die Regelung ist seitdem in der Weise er¬

folgt, daß im sechsten Abschnitt des 2. Buchs

der RVO., der von der Aufbringung der Mittel

handelt, der erste Unterabschnitt (über die Bei¬

trage) in § 383 die Bestimmung enthält1):

„Bd Arbeitsunfähigkeit sind für die Dauer

der Krankenhilfe keine Beiträge zu entrichten.

Für eine Versicherte sind während des

Bezugs von Wochen- und Schwangerengeld
Beiträge solange nicht zu entrichten, als sie

nicht gegen Entgelt arbeitet."

Dagegen ist die Vorschrift über Beibehaltung

der Kassenzugehörigkeit im 4. Abschnitt (Ver¬

fassung der Krankenkassen) dem ersten Unter¬

abschnitt (Mitgliedschaft) eingefügt, wie sie in

§ 311 lautet:

„Arbeitsunfähige bleiben Mitglieder, so¬

lange die Kasse ihnen Leistungen zu ge¬

währen hat.4'

Wenn wir uns die Bedeutung des § 383 klar

machen wollen, so wird es zweckmäßig sein,

seine Voraussetzungen und seine Wir¬

kungen voneinander zu unterscheiden.

Beitragsfreiheit genießen nur Arbeits¬

unfähige, es sind also die Arbeitsfähigen,
auch wenn sie von der Krankenkasse Leistungen

irgend welcher Art (ärztliche Behandlung, Arz¬

neien, kleinere oder größere Heilmittel und Zu-

*) Dic Fassung des zweiten Absatzes ist neu durch

das Gesetz zur Erhaltung leistungsfähiger Krankenkassen

(S 35) vom 27. Mari 1923 vorgenommen (RQBI. I S. 225).

Schüsse dazu, Genesendenfürsorge usw.) zu

beanspruchen haben, davon ausgeschlossen. Bei

beschränkt Arbeitsfähigen wird man es

darauf ankommen lassen müssen, ob sie im

Sinne des Kranken- Versicherungsrechts

arbeitsunfähig, also zur Verrichtung derjenigen

Beschäftigung außerstande sind, durch die sie

in die Kasse hineingekommen waren, mit an¬

deren Worten, ob ihnen beim Vorliegen der

sonstigen satzungsmäßigen Leistungen Kran¬

kengeld zustehen würde. Es kann nämlich seilt,

daß der Krankengeldanspruch ausgeschlossen

ist, obwohl der Arzt Arbeitsunfähigkeit im

obigen Sinne festgestellt hat. Das ist der Fall

an den Wartetagen nach Ausbruch der

Erkrankung (Karenzzeit, soweit sie nach der

Satzung besteht), ferner bei Einbuße des

Krankengeldanspruchs wegen vor¬

sätzlicher Herbeiführung der Krankheit, wegen

ihrer Verursachung durch schuldhafte Beteili¬

gung an Schlägereien und Raufhändeln, sowie

wegen Schädigung der Kasse durch eine straf¬

bare Handlung (Betrug usw.), die mit Verlust

der bürgerlichen Ehrenrechte bedroht ist, für

die Dauer eines Jahres nach der Straftat, vgl.

§ 192 Nr. 1 und 2 RVO. Es kann ferner zu¬

treffen bei Mehrleistungen der Kasse,

wenn diese über einen bestimmten Zeitpunkt

hinaus, einerlei ob Arbeitsunfähigkeit fort¬

besteht oder nicht, nur noch Kranken¬

pflege (§ 182 Nr. 1) gewährt. Ein anderer

Fall gehört streng genommen nicht hierher; er

betrifft die Aufrechnung mit geschuldeten

Beiträgen und den von der Kassenleitung ver¬

hängten Geldstrafen (§ 223); da aber Auf¬

rechnung bei Krankengeld überhaupt nur bis

zu dessen halber Höhe zulässig ist, so mag

er außer Betracht bleiben.

Die Dauer der Krankenhilfe ist durch Ge¬

setz, Satzung und Tatumstände des Einzelfalls

fest umgrenzt. Selbstverständlich ist es bei ein¬

zelnen Leistungen, z. B. bei der Lieferung einer

Brille oder eines Bruchbandes für den Arbeits¬

unfähigen, dessen Krankengeldbezug erschöpft

ist, nicht von der Willkür des Kranken ab-



hängig, wenn es ihm gefallt, sich die Brille

(das Bruchband) verabfolgen zu lassen — er

hätte es ja sonst in der Hand, die Dauer der

Beitragsfreiheit noch beliebig hinauszuziehen.

Maßgebend kann nur sein, wann der An¬

spruch begründet ist; darüber hinaus

braucht die Kasse keine Befreiung von Bei¬

trägen zuzugestehen.
Eine Besonderheit, die durch die Ergänzungs¬

vorschriften von 1923 besser als bisher geordnet
ist, besteht für weibliche Versicherte

in Schwangerschafts- und Entbin¬

dungsfällen. In der ursprünglichen Fas¬

sung des Absatz 2 des § 383 RVO. war über

sie gesagt:

„Das gleiche gilt während des Bezuges
des Wochen- und Schwangerengeldes/4

Dadurch war der Zweifel wachgerufen, ob die

Beitragsfreiheit für Empfängerinnen von

Wochengeld auch dann bestehen sollte, wenn

sie, entgegen der üblichen Annahme aus der

wohlmeinenden Absicht des Gesetzes, gar nicht

arbeitsunfähig waren, sondern tatsächlich Ar¬

beit verrichteten. Es kann keinem Zweifel unter¬

liegen, daß dies ihr Verhalten keine Förderung
verdient, so sehr sie auch wegen ungünstiger
häuslicher Verhältnisse es wünschen mögen,
ihre Einnahmen zu verbessern. Mit Recht hat

deshalb die Ergänzung von 1923 die Bedingung
gestellt, daß sie nicht gegen Entgelt
arbeiten, widrigenfalls sie des Vorteils der Bei¬

tragsfreiheit verlustig gehen. Wochengeld muß

ihnen allerdings auch in diesem Falle nach

§ 159a Abs. 2 (neue Fassung) für die Zeit nach

der Entbindung, allerdings nur in halber Höhe,
gezahlt werden. Für Schwangere enthält § 199

die Bestimmung, daß die Satzung ihnen, wenn

sie infolge der Schwangerschaft arbeitsunfähig
werden, ein Schwangerengeld zubilligen kann.

Damit ist also, anders als beim Wochengeld,
die Arbeitsunfähigkeit ausdrücklich zur Vor¬

aussetzung für das Recht auf Schwangerengeld
gemacht, und eine Schwangere, die tatsächlich

gegen oder ohne Entgelt arbeitet, beweist da¬

mit, daß sie nicht arbeitsunfähig ist, verwirkt

also den Anspruch auf Schwangerengeld. Wenn
eine Wöchnerin nur ihren häuslichen oder

privatwirtschaftlichen eigenen Verrichtungen
nachgeht, so liegt hierin noch kein Verhalten,
das sie in ihrer Beitragsfreiheit oder ihrem

vollen Wochengeldbezuge beeinträchtigen
könnte. Der Schwerpunkt liegt in der ent¬

geltlichen Tätigkeit, gegen die man sich

besonders wenden wollte, weil sie für Mutter

und Kind sehr nachteilig wirken kann.

Die Wirkung der Vergünstigung für alle

Arbeitsunfähigen und die ihnen gleichgestellten
Wöchnerinnen besteht darin, daß sie für die

Dauer der Krankenhilfe (und des Wochen- oder

Schwangerengeldbezuges) keine Beiträge
zu entrichten brauchen. Dies kommt

bei Fortdauer des Beschäftigungsverhältnisses
auch ihrem Arbeitgeber, ihnen selbst aber

mittelbar und bei freiwilliger Versicherung
oder FortVersicherung (§ 313) unmittelbar
zustatten. Weder Zwangseinziehung noch Ver¬

lust der Mitgliedschaft Freiwilliger wegen Nicht¬

zahlung ist zu gewärtigen. Da die Frist für die

Anmeldung zur freiwilligen Fortsetzung und für

die Weiterzahlung der Beiträge erst mit dem

Ablauf der Kranken- oder Wochenhilfe ein¬

setzt, so verschieben sich die Endpunkte nach

§§ 313, 314 RVO. entsprechend. § 313 Abs. 2

spricht deshalb auch folgerichtig davon, daß

jemand, der Mitglied bleiben will, es der Kasse

im Falle des § 311 binnen drei

Wochen nach Beendigung der

Kassenleistungen anzeigen muß, und

§314 kann nur so verstanden werden, daß die

Mitgliedschaft Versicherungsberechtigter er¬

lischt, wenn sie die Beiträge, soweit deren

Zahlung nicht nach § 383 fortge¬
fallen war, zweimal nacheinander am

Zahltage nicht entrichten und seit dem ersten

dieser Tage mindestens vier Wochen ver¬

gangen sind.

Ein Beitrag zur Frage des Beschäftigungsortes im Sinne

des § 153 RVO.
Von Kassensekretär Hans M

Dab
die Vielgestaltigkeit der Arbeitsverhält¬

nisse dem Kassenpraktiker häufig erheb¬

liches Kopfzerbrechen bereitet, ist hinlänglich
bekannt. Die aus dem „Kassenzwang" folgenden
Bestimmungen der RVO. über den Beschäfti¬

gungsort geben besonders oft zu Zweifeln An¬

laß; man denke nur an die Schwierigkeiten, die

bei Beurteilung der Kassenzugehörigkeit von

Betrieben mit wechselndem oder abgezweigtem
Betriebssitz, aus manchen vorübergehenden
Montageverhältnissen usw., zuweilen entstehen.

Vcn einem besonders fragwürdig gelagerten,
kürzlich zum Austrag gelangten Fall, der zwei

Spruchinstanzen beschäftigte, darf ich durch

ü 11 e r
,
Frankfurt am Main.

Mitteilung der beiden Entscheidungen, deren

letztere — des Oberversicherungsamts Wies¬

baden — endgültig ist, Kenntnis geben.

L Entscheidung des Versicherungsamts Frank¬
furt a. IL vom 6. Mai 1925.

Tatbestand und Entscheidungs~
g rund e. Die am 25. Juni 1894 geborene E. K.,
hier, ist ihres Berufs Schneiderin. Sie ist vom

1. bis 28. September 1924 in dieser Eigenschaft
von dem im hiesigen Schuinanntheater gastie¬
renden Operettenensemble B. aus Hamburg be¬

schäftigt worden. Als die genannte Gesellschaft

aach Beendigung ihrer Vorstellungen nach

Dresden weiterreiste, fuhr Frau K. auf Wunsch
der Gesellschaft mit nach Dresden, um dort

Volkst. 8



einige Tage beim Auspacken der Kostüme mit¬

zuhelfen. Die Abreise nach Dresden erfolgte
am 28. September 1924 und Frau K. war dort

als Schneiderin für die genannte Gesellschaft

tätig bis 4. Oktober 1924. Frau K. kaufte sich

in Dresden ein Paar neue Schuhe, die drückten,
und eine Fußstelle wurde wund gerieben. Am

5. Oktober 1924 kehrte Frau K. wieder zurück

und es stellte sich alsbald eine starke Entzün-

dung der wunden Stelle ein und die Folge war

eine Blutvergiftung. Frau K. trat am 8. Oktober
1924 wegen der Blutvergiftung in Behandlung
von Fräulein Dr. B., am 10. Oktober 1924 wegen

des gleichen Leidens in Behandlung d°s Arztes

Dr. M., welcher Frau K. bis 19. Oktober 1«24

arbeitsunfähig schrieb. Frau K. begehrt^ von

der klagenden Kasse Kassenleistungen. Diese

lehnte aber den Anspruch der Frau K. ab, da

sie als im Wandergewerbe beschäftigt anzusehen

sei und daher ihre Ansprüche in Hamburg
geltend zu machen habe, wo für die Gesell¬

schaft die Ausstellung des Wandergewerbe¬
scheines beantragt sei. Darauf erhob Frau K.

Klage beim hiesigen Versicherungsamt nm

20. Oktober 1024. In der Spruchsitzung des

Versicherungsamts vom 9. Januar 1925 erging
Urteil dahin, daß die kingende Kasse verpflichtet
sei, an Frau K. für die Zeit vom 8. Oktober bis

19. Oktober 1024 ein tägliches Krankengeld von

3,86 Mk. zu zahlen. Begründet ist das Urteil im

wesentlichen damit, daß Frau K. auch während

ihrer Beschäftigung in Dresden in einem ver¬

sicherungspflichtigen Besrhäftigungsverhältnis
gestanden hat. da diese Tätigkeit sich unmittel¬

bar an ihr** Tätigkeit in Frankfurt n. M. ange¬

schlossen habe und zudem sieben Tage ge¬

dauert habe. Als Feschäftigungsort müsse ge¬

mäß § 153 Abs. 2 RVO. Frankfurt a. M. gelten,
da der Hauptbeschäftigungsort der K. Frank¬

furt a. M. gewesen sei und die Tätigkeit der K.

in Dresden nur eine kurze Beschäftigung außer¬

halb der eigentlirhen Betriebsstätte darstelle.

Gegen dieses Urteil hat weder die K. noch die

kingende Kasse Berufung eingrlegt, so daß es

Rechtskraft erlangt hat. Nun hat die kla¬

gende K«sse von der beklagten Kasse gemäß
§ 224 RVO. — Ersatz zu Unrecht gewährter
Leistungen — Erstattung der der K. im Urteil

des Versicherungsamts vom 9. Januar 1925 zu¬

gesprochenen und ihr von der klagenden Kasse

aurh bezahlten Beträge verlangt. Indes hat die

beklagte Kasse diese Erstattung verweigert mit

der Begründung, daß als Bescbnftigungsort der

K. weder Dresden noch Frankfurt a. M., son¬

dern, da es sich um eine Beschäftigung im

Wandergewerbe handle. SWnBfi § 459 RVO.

Hamburg zuständig sei. Mit Schriftsatz vom

10. März 1^25 hat die klagende Kasse hintragt,
die beklagte Kasse gemäß § 224 RVO. zur

Rückerstattung von 46.32 Mk. an sie zu ver¬

urteilen, das Versirhernrgsamt Frankfurt a# M.

habe zu Unrecht 5 153 Abs. 2 RVO. an¬

gewandt. Mit dem 23. September 1024 habe die

Op^rett^ngesellschaft B. ihre Betriebsstätte in

Frankfurt a. M. aufgegeben und nach Dresden

verlor*. Dort sei Frau K. sieben Tuffe be¬

schäftigt gewesen, infolgedessen sei der Be-
schaftigungsort von Frau K. Dresden und die

beklagte Kasse sei zur Gewahrung der Leistun¬

gen zuständig gewesen.

Die Entscheidung in vorstehender Sache hängt

davon ab, welcher Krankenkasse Frau K. wah¬
rend ihrer Beschäftigung in Dresden vom

28. September 1924 bis 4. Oktober 1924 angehört
hat. Ueber das Vorhandensein eines versiche¬

rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses in

jener Zeit kann kein Zweifel sein, da zwischen
Aufhören der Beschäftigung der K. in Frank¬
furt a. M. und Aufnahme der Tätigkeit der

Operettengesellschaft B. in Dresden kein
Zwischenraum gelegen hat. Für die Mitglied¬
schaft der K. bei ihrer Beschäftigung in Dresden
könnten theoretisch drei Krankenkassen in

Frage kommen:
1. Die Allgemeine Ortskrankenkasse in Ham¬

burg, weil der Wandergewerbebetrieb der Ope¬
rettengesellschaft B. dort angemeldet und der

Wandergewerbeschein bei der dortigen Polizei¬

behörde ausgestellt ist;
2. die Allgemeine Ortskrankenkasse Dresden,

weil die Beschäftigung der K. vom 28. Sep¬
tember bis 4. Oktober 1924 dort stattgefunden
hat;

3. die Allgemeine Ortskrankenkasse Frank¬
furt a. M. auf Grund des § 153 Abs. 2 RVO.
Die Allgemeine Ortskrankenkasse Hamburg

kann wohl im vorliegenden Falle nicht in Frage
kommen, weil § 459 RVO. nur für Beschäftigte
gilt, die der Arbeitgeber von Ort zu Ort mit

sich führen will. Indes trifft dieser Paragraph
nicht zu, wenn es sich um Beschäftigte handelt,
die nur zur Beschäftigung an einem bestimmten
Ort eingestellt sind. Da bei der Einstellung der
K. ausgemacht war, daß sie nur in Frankfurt

am Main für die Gesellschaft tätig sein sollte,
so bestand eine Zugehörigkeit zur Allgemeinen
Ortskrankenkasse Hamburg bei der K. nicht.

(Vergl. Hahn, Handbuch der Krankenversiche¬

rung nach der RVO. 8./9. Auflage, Band I,
Note Ib zu § 459 S. 745.)
Es unterliegt daher keinem Zweifel, daß Frau

K. während ihrer Beschäftigung für die Gesell¬
schaft in Frankfurt a. ML bei der hiesigen Allge¬
meinen Ortskrankenkasse versichert war und

es war nur zu prüfen, ob eine Aenderung in der

Kassenmitgliedschaft dadurch eingetreten ist,
daß Frau K. für die Gesellschaft vom 28. Sep¬
tember bis 4. Oktober 1924 in Dresden arbeitete.
Diese Frage ist zu verneinen. Nach § 153

Abs. 2 RVO. gilt für Versicherte, die an einer

festen Arbeitsstätte beschäftigt werden, diese

als Beschäftigungsort auch, während sie bei

Arbeiten, die ihr Arbeitgeber außerhalb der Be¬

triebsstätte ausführen läßt, für kürzere Zeit be¬

schäftigt werden. Darüber, daß nach dem Ar¬

beitsvertrag Frau K. nur an der festen Arbeits¬

stätte Frankfurt a. M. arbeiten sollte, besteht
kein Zweifel und ebensowenig darüber, daß die

Beschäftigung in Dresden nur einen Annex
dieser Beschäftigung an der Hauptbetriebsstätte
Frankfurt a. M. darstellt, indem sie eben zum

Zwecke des Auspackens der Kostüme für einige

Tage nach Dresden mitgenommen wurde. Es

handelt sich also um Arbeiten, die den Arbeit¬

nehmer nur für kürzere Zeit in Anspruch nah¬

men. Es kann nur die Frage sein, ob der Be¬

griff „die ihr Arbeitgeber außerhalb der Be¬
triebsstätte ausführen läßt" ausschließlich vom

Standpunkt der ursprünglichen Betriebsstätte

des Arbeitnehmers oder vom Standpunkt der
Betriebsstätte des Arbeitgebers zu beurteilen
ist Wenn auch der Gesetzeswortlaut keine volle



Klarheit über diesen Punkt bringt, so kann doch
zwanglos die Auslegung des § 153 Abs. 2 aus¬

schließlich von der Betriebsstätte des Arbeit¬
nehmers aus angesehen werden, ohne Rück¬
sicht darauf, ob der Arbeitgeber bei der Be¬
schäftigung außerhalb der Hauptbetriebsstätte
die Betriebsstätte mit wechselt. Die Regelung
des Paragraphen 153 Abs. 2 ist ja offenbar in
der Absicht erfolgt, dem Versicherten, der an

einer bestimmten Stelle das Zentrum seiner
Tätigkeit hat, nicht zuzumuten, bei einer kurzen
Beschäftigung auswärts den Hausarzt zu

wechseln, sich mit der Eigenart der Kasse im
Bezirk der neuen Beschäftigung erst vertraut zu

machen und dergleichen.
Nimmt man aber diesen letzten Standpunkt

ein, dann ist Frau K. auch während ihrer Tätig¬
keit in Dresden hier versicherungspflichtig ge¬
blieben, und nicht die beklagte, sondern die
klagende Kasse hatte für die Folgen ihrer Er¬
krankung, die sie in Dresden sich zugezogen hat,
aufzukommen. Der Anspruch der klagenden
Kasse gegen die beklagte Kasse nach § 224
RVO. war also unbegründet und mußte darum,
wie geschehen, abgewiesen werden.

IL Entscheidung des Oberversicherungsamts
Wiesbaden vom 8. August 1925.

Das Versicherungsamt hat zu Unrecht den
§ 153 Abs. 2 der RVO. seiner Entscheidung zu¬

grunde gelegt. Die Tätigkeit des Operetten¬
ensembles B. hatte am 28. September 1924 in
Frankfurt a. M. sein Ende erreicht, da an diesem
Tage das Ensemble nach Dresden gereist war,
um dort Vorstellungen zu geben. Nach diesem
Zeitpunkt war also Frankfurt a. M. nicht mehr
Arbeitsstätte der E. K. Es kann also keine Rede
davon sein, daß die Klägerin in Dresden mit
Arbeiten, die ihr Arbeitgeber von Frankfurt am

Main aus als fester Arbeitsstätte hätte aus¬

führen lassen, beschäftigt gewesen wäre. Viel¬
mehr ist der § 153 Absatz 1 der RVO. maß¬
gebend, wonach Beschäftigungsort der Ort ist,
an dem die Beschäftigung tatsächlich stattfindet.
Dieser Ort war in der Zeit vom 28. September
1924 bis 4. Oktober 1924 für die Klägerin Dres¬
den. Die Allgemeine Ortskrankenkasse in
Dresden ist daher verpflichtet, der beklagten
Krankenkasse die gewährte Kassenleistung im
Betrage von 46,32 RM. zu erstatten.

Verwaltung.
Bestimmungen über das Arztsystem vom

14. November 1925. Der Reichsausschuß für
Aerzte und Krankenkassen hat folgende Bestim¬

mungen über das Arztsystem erlassen:
Die Bestimmung Di (Zulassung und Arzt¬

system) in den Richtlinien für den allgemeinen
Inhalt der Arztverträge werden gestrichen.

1. Bezüglich des Arztsystems bewendet es bei
dem vor dem 1. Dezember 1923 zuletzt vertrag¬
lich festgesetzten System, soweit sich die Aerzte
den Kassen auf Grund der Verhandlung im
Reichsausschuß vom 17. Januar 1924 zur Ver¬
fügung gestellt haben und nicht bis dahin die
Kasse ein anderes Arztsystem durchgeführt
hatte. Das Arztsystem gilt nur dann als durch¬
geführt, wenn dabei die ordnungsgemäße Ver¬
sorgung der Kassenmitglieder und ihrer versor¬

gungsberechtigten Angehörigen gewährleistet
war.

2. Besteht Streit darüber, welches Arztsystem
danach als gültig zu betrachten ist, so hat das
Schiedsamt endgültig zu entscheiden. Maß¬
gebend dafür soll die Art der Zulassung sein,
die zuletzt vertraglich vorgesehen war.

3. Eine Aenderung des Arztsystems soll ein¬
treten, wenn beide Teile, die Kasse und die bei
der Kasse zugelassenen Aerzte, darüber einig
sird, oder wenn bei mangelnder Einigung beider
Teile ein wichtiger Grund vorliegt. Bei Streit
darüber, ob ein wichtiger Grund vorliegt, ent¬
scheiden die Schiedsstellen (§§ 368m, 368n, 368o
RVO.).

4. Unter den bei einer Kasse oder einem
Kassenverbande zugelassenen Aerzten soll, wenn

nichts anderes bestimmt ist, den Versicherten
die Auswahl fr stehen.

5. Zur Ergänzung und Förderung der kassen¬
ärztlichen Behandlung wie auch zur Ausgestal¬
tung der gesundheitlichen Fürsorge sind die
Kassen berechtigt, diagnostische Institute, Be¬
ratungsstellen, Behandlungsanstaiten für physi¬
kalische oder medicomechanische Heilmethoden
zu errichten. Die Benutzung dieser Einrichtun¬

gen steht nur den Kassenmitgliedern und ihren
anspruchsberechtigten Angehörigen frei, und
zwar nach den gleichen Grundsätzen, wie die
Inanspruchnahme derjenigen zugelassenen
Aerzte, die nach den entsprechenden Methoden
behandeln.

6. Die Kasse ist berechtigt, Vertrauensärzte
anzustellen. Die Auswahl erfolgt im Benehmen
mit der für die Kasse zuständigen Arztver¬
tretung ohne Mitwirkung des Zulassungsaus¬
schusses.

Zur Anwendung des § 214 der Reichsver¬
sieherungsordnung. Scheiden Versicherte wegen
Erwerbslosigkeit aus der Krankenkasse aus,
dann verbleibt ihnen nach § 214 RVO. ein An¬
spruch auf die Regelleistungen, wenn

sie entweder in den vorangegangenen zwölf
Monaten mindestens sechsundzwanzig Wochen
oder unmittelbar vorher mindestens sechs
Wochen versichert waren und der Versiche¬
rungsfall während der Erwerbslosigkeit und
binnen drei Wochen nach dem Ausscheiden ein¬
getreten ist. Im Krankheitsfalle gilt als Regel¬
leistung die im § 182 RVO. näher bezeichnete
Krankenhilfe, deren Dauer der § 183 a. a. O. be¬
stimmt. Erkrankt der Erwerbslose innerhalb der
Dreiwochenfrist arbeitsunfähig, dann ist ihm für
die ersten drei Tage die Krankenpflege und
vom vierten Krankheitstage an daneben noch
das Krankengeld in Höhe des halben Grund¬
lohns für jeden Kalendertag zu gewähun. Tritt
die Arbeitsfähigkeit nicht früher ein, dann endet
der Anspruch auf das Krankengeld und die
Krankenpflege mit dem Ablauf der sechsund¬
zwanzigsten Woche nach dem ersten Tage der
Arbeitsunfähigkeit. Die Unterstützungsfrist ver¬

längert sich jedoch, wenn beispielsweise der
Erwerbslose zehn Wochen arbeitsunfähig war,
während der nächsten zwölf Wochen weiterhin
behandlungsbedürftig blieb, um dann abermals
arbeitsunfähig zu werden. In diesem Falle ist
nach § 183 Abs. 2 die Zeit der Krankenpflege
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während der Arbeitsfähigkeit nicht auf die

Unterstützungsfrist anzurechnen und dem Er¬

werbslosen außer dem Krankengeld für die

ersten zehn Wochen die volle Krankenhilfe, also

Krankenpflege und Krankengeld, für die weitere

Dauer der Arbeitsunfähigkeit, längstens jedoch
noch für sechzehn Wochen und einen lag zu

gewähren. Er hätte dann als Regelleistung er¬

halten: Krankenpflege für drei Tage, Kranken¬

geld und Krankenpflege für 70 Tage, aber¬

malige Krankenpflege für 84 Tage und schließ¬

lich nochmals Krankengeld und Krankenpflege
für 113 Tage, so daß sich die gesamte Unter¬

stützung des Erwerbslosen auf 270 Kalender¬

tage erstreckt. Sie kann unter solchen Um¬

ständen als Regelleistung die Unter¬

stützungsdauer einer Mehrleistung über¬

treffen. Ein Versicherter, der einen Leistungs¬

anspruch für 39 Wochen besitzt und als arbeits¬

fähig Kranker während dieser Zeit ununter¬

brochen nur Krankenpflege bezogen hat, ist

sogar erheblich schlechter gestellt, als der er¬

werbslos Erkrankte, der dieselbe Zeit hindurch

mit Krankenpflege und daneben noch mit

Krankengeld unterstützt wnirde. Das Bild ändert

sich noch weiter zugunsten des Erwerbslosen,

wenn er erst längere Zeit arbeitsfähig krank

war, bevor die Arbeitsunfähigkeit eintrat.

Nehmen wir einmal den seltenen Fall an, daß

der Erwerbslose 25 Wochen hindurch nur

Krankenpflege bezog und in der 26. Woche

arbeitsunfähig wurde. Dann hat ihm die Kasse

vom Beginn der Arbeitsunfähigkeit an noch fiir

26 Wochen und einen Tag Krankengeld und

Krankenpflege zu gewähren, so daß sich sein

Gesamtanspruch als Regelleistung der

Kasse fast auf ein volles Jahr erstreckt, während

die Gewährung der Krankenpflege für drei¬

viertel J/thr bereits eine Mehrleistung der

Krankenkasse darstellt. Diese Erscheinung zeigt
sich allerdings nur bei wechselnden Unter¬

stützungen, nicht bei gleichartigen Leistungen.
W

Anwachsen der Bewilligung von Invaliden¬

renten. Das Reichsversicherungsamt hat am

5. Oktober 1925 II 2172 einen längeren Rund¬

erlaß an die deutschen Landesversicherungs¬
anstalten und die Seekasse gerichtet, in depi
auf das besorgniserregende Anwachsen der In¬

validenrenten hingewiesen wurde. Insbesondere

sei gegen die beiden Vorjahre ein enormes An¬

wachsen der Invalidenrente an Versicherte un¬

ter 65 Jahre auffällig. Das Reichsversicherungs¬
amt führt, nachdem es das Anwachsen zahlen¬

mäßig auseinandergesetzt hat, u. a. aus: Nun

soll nicht verkannt werden, daß die Renten der

Invalidenversicherung im Jahre 1923 im wesent¬

lichen wohl nur für diejenigen Personen von

Wert waren, die nach dem Gesetz über Not¬

standsmaßnahmen zur Unterstützung von Ren¬

tenempfängern der Invaliden- und der Ange¬
stelltenversicherung vom 7. Dezember 1921

(Reichsgesetzbl. S. 1533) nebst seinen Er¬

gänzungsbestimmungen und Verordnungen
eine Notstandsunterstützung auf Grund ihres

Rentenbezugs aus der Invalidenversicherung
beziehen konnte. Zahlreiche begründete Renten¬

anträge mögen mit Rücksicht hierauf im Jahre

1^23 nicht gestellt und erst 1924 nachgeholt

worden sein, als die Rente mit der gefestigten

Goldwährung wieder an wirtschaftlicher Be¬

deutung gewann. Ferner wird ein Anwachsen

der Renten in den letzten Monaten dadurch

herbeigeführt worden sein, daß viele Ver¬

sicherte, die früher, obwohl bereits invalide,

noch lohnende Beschäftigung gefunden hatten,

neuerdings infolge des Abbaues, namentlich

bei der Industrie und bei der Eisenbahn mit

begründeten Rentenansprüchen hervorgetreten

sind. Immerhin erscheint es dem Reichsver¬

sicherungsamt nicht unzweifelhaft, ob die ge¬

schilderte Entwicklung, die hier mit Besorgnis

verfolgt wird, lediglich auf die Ungunst der

wirtschaftlichen Lage zurückzuführen ist. Das

Reichsversicherungsamt muß es deshalb den

Versicherungsanstalten wiederholt (zu vergl.
den Runderlaß vom 22. März 1924 II 989) zur

Pflicht machen, die Rentenanträge und die

Üeberwachung der Rentenempfänger mit ganz

besonderer Sorgfalt zu behandeln. Versiche¬

rungsanstalten, die es hieran fehlen lassen,

kommen den Anforderungen, die an eine

pflichtmäßige und getreue Geschäftsverwal¬

tung gestellt werden müssen, nicht in vollem

Umfange nach; sie handeln nicht nur zu ihrem

eigenen Nachteil, sondern sie schädigen auch

die übrigen Versicherungsanstalten und das

Reich, denn diese haben infolge der gesetz¬

lichen Vorschriften über die Verteilung der

Versicherungsleistungen fast die ganze Last

aus den zu Unrecht bewilligten oder zu Un¬

recht weiter gezahlten Renten zu tragen.

In welchem Maße die Rentenlast ansteigt,

zeigen deutlich die wachsenden Postvorschüsse;
ihre jüngste Erhöhung infolge des Gesetzes

über Ausbau der Angestellten- und Hinter¬

bliebenenversicherung und über Gesundheits¬

fürsorge in der Reichsversicherung vom

28. Juli 1925 (RGBl. I. S. 157) trifft überdies

die Versicherungsanstalten besonders hart,

weil ihnen die neuen Beiträge nicht bereits

von dem gleichen Zeitpunkt an wie die neuen

Lasten, sondern im großen und ganzen erst

etwa vom November zufließen. Ob und wie

lange noch ausreichende Deckung vorhanden

sein wird, hängt zunächst davon ab, ob für

die Invaliden-, Kranken- und Altersrenten, die

am 1. April 1925 liefen, die Steigerungsbet ri_<>v,

die auf Grund des Gesetzes über Aenderung der

Berechnung der Renten aus der Invalidenver¬

sicherung vom 23. März 1925 (RGBl. I. S. 27)

geleistet worden, in vollem Umfange und auf

die ganze Laufzeit dieser Renten, insbesondere

nachträglich auch für die Zeit vom 1. April
1925 bis 31. März 1926, zu Lasten der Ver¬

sicherungsanstalten gehen sollen.

Bei dieser ernsten Lage ist es unbedingt

erforderlich, daß eine Rente nur der bezieht,
dem sie nach dem Inhalt des Gesetzes auch

wirklich zukommt, und daß eine erneute Bei¬

tragserhöhung vermieden wird, namentlich zu

einer Zeit, in der die deutsche Wirtschaft aufs

schwerste um ihren Bestand ringt. An der

Verantwortung dafür, daß der harte Kampf
siegreich durchgeführt wird, und daß der

stolze Bau der deutschen Sozialversicherung

nicht an sich selbst, nämlich an einem Ueber-

maß, zugrunde geht, haben die Träger der
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Invalidenversicherung einen starken Anteil, der

ihnen weise Selbstbeschränkung auferlegt.

Auch damit die Sachleistungen (Heilverfahren
usw.) nicht verkümmern, müssen ungerecht¬

fertigte Aufwendungen auf anderen Gebieten

vermieden werden. Wi.

Zur Auslegung des Artikels 155 des zweiten

Gesetzes über Aenderungen in der Unfallver¬

sicherung vom 11. Juli 1925. Artikel 155 a. a. O.

hat folgenden Wortlaut: „Sind Verletztenrenten

auf Grund von Unfallversicherungsgesetzen
rechtskräftig festgestellt worden, die vor der

Reichsversieherungsordnung in Kraft waren, so

gelten sie als Dauerrenten im Sinne der Reichs¬

versieherungsordnung und dieses Gesetzes."

Das Reichsversicherungsamt hat durch Ver¬

fügung vom 24. Oktober 1925 — Ia 761/25 —

einen Rekurs mit folgender Begründung als un¬

zulässig verworfen: Da aus Anlaß des Unfalls

vom 10, Juli 1900 schon vor dem Inkrafttreten

der Reichsversieherungsordnung für den Kläger
eine Rente rechtskräftig festgestellt worden ist,
gilt diese gemäß Artikel 155 des Zweiten Ge¬

setzes über Aenderungen in der Unfallversiche¬

rung vom 11. Juli 1925 (RGBl. I S. 97) als

Dauerrente im Sinne der Reichsversieherungs¬
ordnung. Im gegenwärtigen Verfahren ist die

Erhöhung der bisher gewährten Teilrente von

10 v. H. auf 331;. v. H. streitig. Es handelt sich

mithin um die Neufestsetzung einer Dauerrente

wegen Aenderung der Verhältnisse. In diesem

Falle ist der Rekurs nach § 1700 Nr. 8 RVO.

ausgeschlossen. Daran ändert auch der Um¬

stand nichts, daß der Rekurs schon vor

dem Inkrafttreten des Artikels 155 eingelegt
worden ist. (Zu vergleichen die grundsätzliche
Entscheidung des Reichsversicherungsamtes
vom 17. September 1925 — Ia 647/25, 5 —, die

demnächst veröffentlicht wird.) Wi.

Der Ersatzanspruch der Krankenkassen an die

Berufsgenossenschaften nach §§ 1501 ff. RVO.

(neue Fassung). In dem unter dieser Ueber¬

schrift veröffentlichten Aufsatz in Nr. 21/1925
Seite 306 dieser Zeitschrift sind m. E. dem Ver¬

lasser zwei Irrtümer unterlaufen, die ich, da sie

geeignet sind, in Fachkreisen Mißverständnisse

hervorzurufen, richtigstellen möchte.

Unter Nr. 2 der „Allgemeinen Bemerkungen"
wird ausgeführt, daß die Unfallversicherung in

der Regel die Aufwendungen (Arzt, Arznei

und Krankengeld) in den ersten 26 Wochen nach

dem Unfall nur bis zu zwei Drittel des Grund¬

lohns erstattet. Diese Befriedigung bezeichnet

der Verfasser, weiterhin und auch mit Recht, als

ungenügend. Mag der Gesetzgeber auch schon

recht oft den Krankenkassen viel Kummer be¬

reitet haben, aber diesmal tut er ihm unrecht.

Nach § 1506 Abs. 2 Nr. 1 des zweiten Ge¬

setzes über Aenderungen in der Unfallversiche¬

rung vom 14. Juli 1925 hat der Träger der Un¬

fallversicherung für die Zeit, in der er zur Ge¬

währung einer Rente nicht verpflichtet ist, also

vom Beginn der 9. bis längstens zum Ablauf

der 26. Woche, nur die Aufwendungen
tür wiederkehrende Leistungen
bis zu zwei Dritteln des Grundlohns zu

erstatten. Daneben gehen auch nach § 1505

loch zu seinen Lasten die Aufwendungen für

das Heilverfahren, also für Arzt, Arznei usw.,

vom Unfalltage ab. Inwieweit Ersatz für Kran¬

kenpflege durch Pauschbeträge zu gewähren
ist, wird entweder vom Reichsversicherungsamt
bestimmt, oder durch vertragliche Beziehungen
zwischen den Verbänden der Versicherungs¬
träger geregelt werden.

Durch diese noch zu erwartende Regelung
wird denn auch gleichzeitig auf den zweiten

Irrtum hingewiesen. Hier erwartet der Verfasser

als Ersatz für Krankenpflege vom Beginne der

27. Woche an drei Achtel des Grundlohns.

Diese Pauschale gilt für die Durchführung der

tt 1502 bis 1512 a. a. O. nicht mehr. Es sollen

allerdings die in den §§ 1503, 1506 festgelegten
Pauschsätze für Ersatzansprüche nicht weg¬

gelassen worden sein, um sie zu beseitigen, son¬

dern um sie den ergänzenden Bestimmungen
oder der vertraglichen Regelung zu überlassen

(Deutsche Krankenkasse 25/690). Wenn nun

aber auch § 1506 des alten Gesetzes weggefallen
ist, dann darf der Träger der Unfallversicherung
den Krankenkassen doch nicht mehr nur die

halbe Rente erstatten. Er wird es auch nicht

tun, weil der Gesetzgeber in § 1506 Abs. 2 Nr. 2

des neuen Gesetzes bestimmt hat, daß für das

Krankengeld einer Zeit, in der eine Rente zu

gewähren war, also gewöhnlich vom Beginn der

27. Woche ab, Ersatz bis zur Höhe der Rente

von dem Träger der Unfallversicherung zu

leisten ist. Auch bestimmt § 559h, daß sich das

Krankengeld aus der Krankenversicherung ent¬

sprechend ermäßigt, wenn der Träger der Un¬

fallversicherung anzeigt, daß er von einem be¬

stimmten Tage an Rente oder Krankengeld in

bestimmtem Betrage gewährt. Nach diesem

allen sollen in Zukunft Doppelleistungen ver¬

mieden werden und es wäre nicht zu verstehen,

wo die halbe Rente, die der Verfasser nicht

haben möchte, abbleiben sollte.

Die §§ 1519 Abs. 3 Satz 2 und 1535a des neuen

Gesetzes gelten nur im Verkehr mit der In¬

validen- und Hinterbliebenenversicherung oder

mit anderen Verpflichteten (Armenverband
usw.). Emil Jacob, Hamburg.

Kontrolle über Erhebung und Ablieferung der

Beitragseinnahmen für die Erwerbslosenfürsorge.

Erlaß des preußischen Ministers für Volkswohl¬

fahrt vom 8. Oktober 1925, III. B. V. 3451.

Nach Artikel 16 Ziffer 5 der Ausführungsvor¬
schriften zur Verordnung über die Erwerbs¬

losenfürsorge vom 2. Mai 1925 haben die Ver¬

sicherungsämter die Befolgung der ergangenen

Vorschriften bei den Krankenkassen nach der

RVO. und bei den Ersatzkassen zir überwachen.

Bereits durch Erlaß vom 4. April 1924, III. B.

3332, hatte ich ersucht, die Versicherungsämter
anzuweisen, die von ihnen beaufsichtigten

Krankenkassen nach Ablauf eines jeden
Vierteljahrs nachprüfen zu lassen-

Die im Laufe der Zeit gesammelten Erfah¬

rungen lassen es erwünscht erscheinen, die vor¬

geschriebenen Nachprüfungen der Versiche-

runp~sämter einheitlich nach bestimmtem Muster

zu regeln. Ich ersuche deshalb ergebenst, für

die Kontrolle das beigefügte Muster zu ver¬

wenden. Wie ich durch Erlaß vom 31. Juli 1923,

III. B. 2445, angeordnet habe, sind mir die Be¬

richte der Versicherungsämter einzureichen,

wenn sich besondere Anstände ergeben haben.



Dazu folgenden ergänzenden Erlaß an die

Regierungspräsidenten vom 26. November 1925,
HIB. 3761/25.

Die Handhabung der Nachprüfung bei den

Krankenkassen hat in der Weise zu geschehen,
daß die Kontrollberichte von den Versicherungs¬
ämtern zunächst dem Oberversicherungs¬
arnt einzureichen sind, und daß letzteres die

Berichte nach Kenntnisnahme der Regierung
weiter leitet. Diese ist für die materielle Be¬

arbeitung zuständig, da ihr die Durchführung
der Verordnung über die Erwerbslosenfürsorge
obliegt.

Verteilung der Lasten zwischen Krankenkasse

und Berufsgenossenschaft bei Wiedererlangung
der Arbeitsfähigkeit erst nach der 8. Woche

vom 1. Januar 1926 ab; §§ 1505, 1506, 1507,
1509 RVO., Artikel 100 und 135 des II. Ge¬

setzes über Aenderungen in der Unfallversiche¬

rung vom 14. Juli 1925 (RGBl. S. 97).
Fall a: Der Glasmacher T. erkrankte am

3. Januar 1926 am „grauen Star". Grauer Star

gilt nach der Verordnung über Ausdehnung
der Unfallversicherung auf gewerbliche Berufs¬

krankheiten vom 12. Mai 1926 (RGBl. S. 69)
fleich einem Unfall. Der Berufskranke war

26 Wochen nach dem Beginn der Erwerbs¬

unfähigkeit, d. h. am 4. Jufi 1926, noch nicht

hergestellt. Die Krankenkasse führt das Heil¬

verfahren durch, da eine besondere Heil¬

fürsorge der B(j. nicht geboten erschien.

An Aufwendungen erwuchsen für:

a) ärztliche Behandlung, Spezial-
augenarzt, Operation .... 395,— Mk.

b) Arznei, Brillen, Verbandstoff,
Binden, Eisbeutel und sonstige
kleinere Heilmittel 85,— „

c) Reisekosten zur Augenklinik
eingesandt (bei Fahrpreis¬
ermäßigung) . .... 22,50

„

d) Pflegegeld auf 3 Monate zu

60 Mk. (§ 558c RVO.) (Pflege
war notwendig wegen großer
Kinderzahl, § 558c Abs. 3

RVO.) 180-
„

e) Krankengeld vom 3. Januar

bis 4. Juli 1926 auf 183 Tage zu

2,50 Mk 457,50 „

f) vom 5. Juli 1926 ab hat der

Berufskranke gemäß § 559c

RVO. eine Rente zu erhalten

zusammen 1140,— Mk.

Hiervon hat die Berufsgenossenschaft zu er¬

setzen gemäß § 1505 RVO. Heilverfah¬
renskosten für:

a) ärztliche Behandlung, Spezial-
augenarzt, Operation .... 395,— Mk.

b) Arznei, Brillen, Verbandstoff,
Binden, Eisbeutel und sonstige
kleinere Heilmittel 85,— „

c) Reisekosten zur Augenklinik 22,50 „

d) Pflegegeld 180 —
„

$ 1506 RVO. Geldleistungen für:

e) Krankengeld für 183 Tage
weniger 57 Tage ~ 126 Tage
zu 2,50 Mk 315,— „

zusammen 997,50 Mk.

Zu Lasten der Krankenkasse bleiben demnach

142,50 Mk.
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Fall b. Der Zimmermann T. hat beim

Schleifen seiner Arbeitsgeräte zu Hause am

4. Februar 1926 sich verletzt und bekam Blut¬

vergiftung, so daß der linke Arm amputiert
werden mußte. Er mußte alsbald ins Kranken¬

haus geschafft werden, in dem er sich am 6. Juli

1926 noch befand. Die Krankenkasse führt

zwar das Heilverfahren durch, aber die Berufs¬

genossenschaft war mit Krankenhauspflege ein¬

verstanden.

An Kosten sind erwachsen für:

a) Aerztliche Behandlung, Opera¬
tion 215,— Mk.

b) Arznei, Verbandstoffe, Stär¬

kungsmittel und andere Heil¬

mittel 145,— „

c) Künstlichen Arm 160,— „

d) Krankenhausverpflegung (§558d
Abs. 3 Ziffer 1 RVO.) vom

4. Januar bis 15. Juni 1926 auf

192 Tage zu 3 Mk 576,— „

e) Tagegeld (§ 559e RVO.) für

193 Tage (jährlich V*> d«

Jahresarbeitsverdienstes) xu

55 Pf 106,15 „

f) Familiengeld (Ehefrau und 5

Kinder = % des Jahresarbeits¬

verdienstes — Höchstsatz %
= § 595 RVO. — (§ 559e

RVO.) für 193 Tage zu 4,38 Mk. 845,34 „

g) Sonderunterstützung der Mut¬

ter des Verletzten, die dieser

unterhalten hat (§ 559e Abs. 3

RVO.) 100—
„

h) Eine Rente wird nicht gewährt,
solange Heilanstaltspflege
erfolgt (§ 559e Abs. 1 RVO.) —,— „

zusammen 2147,49 Mk.

Hiervon hat die Berufsgenossenschaft der

Krankenkasse zu ersetzen gemäß § 1505 RVO.

Heilverfahrenskosten für:

a) Aerztliche Behandlung, Opera¬
tion 215— Mk.

b) Arznei, Verbandstoffe, Stär¬

kungsmittel und andere Heil¬

mittel 145,— „

c) Künstlichen Arm 160,— „

§ 1506 RVO. Geldleistungen für:

d) Krankenhausverpflegungs¬
kosten 576,—, abzüglich Kran¬

kengeld für 57 Tage zu 2,50
Mark = 142,50 Mk 433,50 „

(Die Krankenkasse wäre nur zu

Krankengeld verpflichtet ge¬

wesen |§ 184 RVÖ.J)
e) bis f) Aufwendungen, die über

zwei Drittel des Grundlohns

von 5 Mk. hinausgehen, näm¬

lich von der 1. Woche bis zur

26. Woche einschließlich = 126

Tage. Zwei Drittel des Grund¬
lohnes = 3,33 Mk. Tagegeld
und Familiengeld zus. 4,93 Mk.

täglich. Also Mehraufwendung
nach § 1506 Abs. 2 Ziff. 1

— 1,60 Mk. täglich. Gibt auf
126 Tage = 201,60 Mk. Das

Familiengeld beträgt 845,34,
das Tagegeld beträgt 106,15



Mark, zusammen 951,49 Mk.

= Unterschied 749,89 Mk.

g) Sonderunterstützung (§§ 559e

Abs. 3, 1509 Abs. 1 RVO.
. .

100—
„

zusammen 1803,39 Mk.

so daß zu Lasten der Krankenkasse bleiben

344,10 Mk.

Nach § 1501 RVO. hat die Berufsgenossen¬
schaft der Krankenkasse eine Entschädigung
für Verwaltungskosten zu bezahlen. Der Un¬

fallverletzte ist mit amputiertem Arm nicht

mehr in der Lage, seiner seitherigen Berufs¬

tätigkeit nachzugehen. Gemäß §§ 558, 558a,
558f, 558g RVO. mußte er für einen Bureau¬

beruf ausgebildet werden. Die Ausbildungs¬
kosten hatte die Berufsgenossenschaft ganz zu

tragen. Auch hatte sie Sorge zu tragen, daß

pr in einem Baubureau Beschäftigung fand. B.

Welche Leistungen hat der Unfallverletzte

vom 1. Januar 1926 ab beim Vorliegen einer

Versicherung gegen Krankheit und gegen Un¬

fall aus der Reichsversicherung zu bean¬

spruchen? In dem neuen § 557a des Unfall¬

versicherungsgesetzes der RVO. ist bestimmt,
daß bei den auf Grund der Reichsversicherung
gegfen Krankheit Versicherten die Kranken¬

kasse, die Ersatzkasse oder der Reiehsknapp¬
schaftsverein nach dem Krankenversicherungs-
gesetz der RVO. und den §§ 559f bis 559k RVO.

zu leisten haben. Das heißt soviel, daß die

Krankenkasse usw. dem bei ihr versicherten

Unfallverletzten oder Berufskranken vorläufig
und sofort die Leistungen nach ihrer Satzung
zu gewähren hat. § 557a RVO. sagt weiter:

„Die Genossenschaft kann diese Leistungen auf

die von ihr zu gewährenden Leistungen an¬

rechnen/' Doppelleistungen sind demnach aus¬

geschlossen.
Was die Krankenkasse usw. zu leisten hat,

bestimmt deren Satzung. Die §§ 559f bis 559k

des Unfallversicherungsgesetzes der RVO.

zählen kurz noch einmal die Leistungen auf,
nämlich Krankenpflege und Kranken¬

geld nach den Vorschriften der Krankenver¬

sicherung. Diese Krankenhilfe nach den Vor¬

schriften der Krankenversicherung ist jedoch
nur solange von der Krankenkasse usw. zu

leisten, bis der Unfallversicherungsträger die

Krankenpflege, Renten- oder Krankengeld¬
zahlung selbst übernimmt. Die Krankenkasse

usw. hat dann nur noch den Krankengeld¬
betrag zu bezahlen, der die Rente oder das

Krankengeld der Unfallversicherung übersteigt.
(§§ 559g und 559h, 1506 RVO.)

Solange die Berufsgenossenschaft Heil¬

anstaltspflege oder Anstaltspflege
gewährt, fallen die Ansprüche aus der Kranken¬

versicherung weg (§ 559i RVO.).

Die Leistungen des Unfallversicherungsträ¬
gers gehen aber den Ansprüchen gegen die

Krankenkasse usw. unbedingt vor. Sofern und

soweit die Krankenkasse usw. die Ansprüche
des Unfallverletzten auf Grund des Unfallver¬

sicherungsgesetzes der RVO. (§§ 558 ff. RVO.)
nicht befriedigt, hat die Berufsgenossenschaft
einzutreten. Der bei einer Krankenkasse usw.

versicherte Unfallverletzte hat daher auf

etwaige höhere und weitere Leistungen der Un¬

fallversicherung Anspruch. Hat z. B. die Kran¬

kenkasse usw. die Zahlung des Kranken¬

geldes aus der Krankenversicherung zu Un¬
recht eingestellt, so geht der Anspruch des
Verletzten auf Krankengeld unmittelbar auf die
Genossenschaft bis zur Höhe der von ihr dem
Verletzten für die gleiche Zeit gewährten Geld¬

leistungen über (§ 559k RVO.).
Ueber den Anspruch aus der Krankenver¬

sicherung gehen folgende Ansprüche aus der

Unfallversicherung bis zu einem gewissen Grad
hinaus und müssen von der Berufsgenossen¬
schaft hierzu gewährt werden:

a) Krankenbehandlung,
b) Berufsfürsorge,
c) eine Rente oder Krankengeld (Tagegeld,

Familiengeld) für die ganze Dauer der Erwerbs¬

unfähigkeit. (§ 558 RVO.)
Völlig neu ist die Pflichtleistung der „Be¬

ruf s f ü r so r g e", d. h. die Hilfe dem Ver¬
letzten gegenüber zur Wiederaufnahme seines

früheren Berufs oder, wenn dies nicht möglich
ist, zur Aufnahme eines neuen Berufs und zur

Erlangung einer Arbeitsstelle (§ 558a RVO.).
Die Berufsfürsorge umfaßt nach § 558f RVO.:

1. Die berufliche Ausbildung zur Wieder¬

gewinnung oder Erhöhung der Erwerbsfähig¬
keit, insoweit der Verletzte durch den Unfall in

der Ausübung seines Berufs oder eines Berufs,
der ihm billigerweise zugemutet werden kann,
wesentlich beeinträchtigt ist, nötigenfalls Aus¬

bildung für einen neuen Beruf;
2. Hilfe zur Erlangung einer Arbeitsstelle.

Als weitere Mehransprüche des Verletzten an

die Llnfallversicherung kommen noch die Frage
innerhalb der „K rankenbehandlun g":

a) Die Versorgung mit allen notwendigen
Heilmitteln und Hilfsmitteln als

Pflichtleistung § 558b Ziffer 2 RVO. ohne die

Beschränkung in der Kostenhöhe in der Kran¬

kenversicherung (§§ 182 Ziffer 1, 182a, 187

Ziffer 3, 193 RVO.)
b) Die Gewährung von Pflege als Pflicht¬

leistung § 558b Ziffer 3 RVO. Pflege ist zu

gewähren, solange der Verletzte infolge des

Unfalls so hilflos ist, daß er nicht ohne fremde

Wartung und Pflege bestehen kann. Die Pflege
besteht

1. in der Gestellung der erforderlichen Hilfe

und Wartung durch Krankenpfleger, Kranken¬

schwestern oder auf andere geeignete Mittel

(Hauspflege) oder

2. in der Zahlung eines Pflegegeldes von 20

bis 75 Mk. monatlich. Auf Antrag des Ver¬

letzten muß Hauspflege gewährt werden, wenn

die Uebernahme der Hilfe und Wartung An¬

gehörigen des Verletzten wegen Krankheit,
Kinderzahl oder aus einem anderen wichtigen
Grunde billigerweise nicht zugemutet werden

kann. (§ 558c RVO.) Die Hauspflege der

Krankenversicherung § 185 RVO. aagegen ist

eine freiwillige Leistung und kann dafür Kran¬

kengeld abgezogen werden (nicht aber bei der

Pflege der Unfallversicherung).
c) Neben Kur und Verpflegung in einer Heil¬

anstalt (Heilanstaltspflege) als „Mehrleistung"
und der Pflege als „Pflichtleistung4 der Berufs¬

genossenschaft ist auch freier Unterhalt und

Pflege in einer geeigneten Anstalt (Anstalts¬
pflege) als „Mehrleistung" zugelassen (§ 558d

RVO.).



d) Während der Heilanstaltspflege oder der

Anstaltspflege, gleichgültig ob sie die Kranken¬

kasse usw. oder die Berufsgenossenschaft

durchführt, fällt zwar die Rente oder das Kran¬

kengeld aus der Unfallversicherung weg, aber

der Verletzte oder Berufskranke hat Anspruch
auf ein Tagegeld in Höhe von jährlich ins¬

gesamt ein Zwanzigstel des Jahresarbeitsver¬

dienstes und seine Angehörigen ein Fa¬

milienfeld in Höhe aer Rente, die ihnen

bei seinem Tode zustehen würde (§ 559e RVO.).
Für diesen Fall bestimmt § 559i KVO., daß so¬

lange die Genossenschaft (d. h. auf ihre Kosten)

Heilanstaltspflege oder Anstaltspflege gewährt,
die Ansprüche aus der Krankenversicherung

wegfallen. Da die Krankenkasse usw. zur Kran¬

kenhauspflege nicht verpflichtet ist (Kranken¬
hauspflege ist in der Krankenversicherung eine

freiwillige Ersatzleistung, § 184 RVO.>, so hat

sie bei der LastenVerteilung nach §§ 1505, 1507

RVO. nur das auf sie entfallende Krankengeld
für die entsprechende Zeit der Heilanstalts¬

pflege der Berufsgenossenschaft zu erstatten.

e) Ist das Sterbegeld der Krankenver¬

sicherung kleiner als das der Unfallversiche¬

rung, so haben die Hinterbliebenen der Unfall¬

getöteten oder an den Unfallfolgen Gestorbe¬

nen Anspruch auf den übersteigenden Betrag;
ebenfalls umgekehrt, wenn das Sterbegeld der

Krankenversicherung höher ist, auf den über¬

schießenden Betrag (§ 1508 RVO.).

Aber auch in der Dauer der Unterstützung

Sehen die Ansprüche des Verletzten gegen die

[nfallversicherung über die Ansprüche gegen

die Krankenversicherung hinaus.

a) Die Krankenbehandlung (ärztliche
Behandlung, Versorgung mit Arznei und an¬

deren Heilmitteln, Ausstattung mit Körper¬
ersatzstücken, orthopädischen und anderen

Hilfsmitteln, die erforderlich sind, um den Er¬

folg der Heilbehandlung zu sichern oder die

Folgen der Verletzung zu erleichtern, Gewäh¬

rung von Pflege — § 558b) ist durch die Berufs¬

genossenschaft solange zu gewähren, als es die

Wiederherstellung oder Erleichterung des Ver¬

letzten erfordert. Der Anspruch an die Kran¬

kenkasse usw. dagegen hört mit dem Ablauf

der in der Satzung bestimmten Frist auf (meist

nach 26 Wochen, §§ 183, 187, 188 RVO.). Selbst

wenn der Unfallverletzte für seinen Renten¬

anspruch mit Kapital abgefunden ist, so hat er

immer noch Anspruch auf Krankenbehandlung
und auf Berufsfürsorge (§ 616 RVO.).

b) Mangels einer gegenteiligen Bestimmung

ist die Kürzung des Krankengeldes
bei mehrfacher Krankenversicherung mit Wir¬

kung gegen den Unfallverletzten ausgeschlossen

(§§ 189 und 190 RVO), Die Kürzung spielt nur

eine besondere Rolle bei der Lastenverteilung

zwischen Krankenkasse usw. und Berufs¬

genossenschaft (§ 1506 RVO.).

c) Die Mitgliedschaft freiwillig Fortsetzende

der Krankenversicherung, welche sich außer¬

halb des Kassenbezirks aufhalten, brauchen sich

statt der Krankenpflege nicht durch das

halbe Krankengeld abfinden lassen

(§ 193 Abs. 3 RVO.).

Aus vorstehenden Ausführungen ist also zu

schließen, daß wohl die Krankenkasse, die Er¬

satzkasse und der Reiehsknappschaftsverein mit

der Krankenhilfe unverzüglich einzutreten

haben, und zwar als Stellvertreter der Berufs¬

genossenschaft, und daß der Unfallverletzte

seine Ansprüche aus der Krankenversicherung

vor den Ansprüchen aus der Unfallversicherung

geltend machen kann, daß aber der Verletzte

letzten Endes die höheren Leistungen der Un¬

fallversicherung oder umgekehrt, wenn die Be¬

rufsgenossenschaft die Heilfürsorge durchführt,

er die etwa höheren Leistungen der Kranken¬

versicherung für sich in Anspruch nehmen

kann. B.

Gemeinlast. Der Reichsarbeitsminister hat am

13. November 1925, IL 10 161/25, an eine Reichs¬

bahnbetriebskrankenkasse auf Anfrage folgenden
Erlaß gerichtet: Nachdem das Reichsversiche¬

rungsamt als oberste Spruchbehörde dahin ent¬

schieden hat, daß nach dem Wortlaut des § 367a

Abs. 1 eine Verpflichtung zur Beteiligung an

der Gemeinlast nur zwischen solchen Körper¬
schaften besteht, die ihren Sitz im Bezirk des¬

selben Oberversicherungsamtes haben, habe ich

keine Einwendungen dagegen zu erheben, daß

die Reichsbahnbetriebskrankenkassen, die sich

räumlich über die Bezirke mehrerer Oberver¬

sicherungsämter erstrecken, die Nachweisung

gemäß § 367 DBKVO. in Zukunft nur dem

Oberversicherungsamt einreichen, in dessen Be¬

zirk sie ihren Sitz haben.

Angestellte und Beamte.

Fortbildungskurse in Braunschweig. Die Be¬

zirksgruppe Bruunschweig des Zentralverbandes

der Angestellten hat für das Winterhalbjahr
1925 26 einen Unterrichtskursus für Angestellte
der Sozialversicherung eingerichtet. Die Vor¬

tragsreihe begann am 24. November 1925. Die

Veranstaltungen finden sämtlich in den Ge¬

schäftsräumen der Allgemeinen Ortskranken¬

kasse Braunschweig statt. Folgender Arbeits¬

plan ist festgesetzt worden:

Die geschichtliche Entwicklung der deutschen

Sozialversicherung unter besonderer Berück¬

sichtigung der Krankenversicherung. 1. Vor¬

trag: Oberlandesgerichtspräsident Prof. Dr.

Levin. Dienstag, den 24. November 1925.

Die Träger der Krankenversicherung und ihie

Organe. 2. Vortrag: Arbeitersekretär G. Kirch¬

ner. Dienstag, den 1. Dezember 1925.

Der Umfang der Krankenversicherung und

die Aufbringung der Mittel in der Krankenver¬

sicherung. 3. Vortrag: Abteilungsvorsteher
W. Bornemann. Dienstag, den 8. Dezember

1925.

Grundbedingungen der Versicherungspflicht.
Die neuen Bestimmungen im Meldewesen. Ihre

Auswirkung. 4. Vortrag: Abteilungsvorsteher
Strodl. Dienstag, den 15. Dezember 1925.

Die Leistungen der Krankenversicherung
unter Berücksichtigung der Leistungen für

Wochen- und Familienwochenhilfe. 5. Vortrag:

Abteilungsvorsteher Achtermeier. Dienstag,

den 5. Januar 1926.

Merkmale der Arbeitsunfähigkeit, neuer Ver¬

sicherungsfall, Krankenkontrolle, vertrauens¬

ärztliche Nachuntersuchungen. 6. Vortrag: Ab-

10



teilungsvorsteher Hinze. Dienstag, den 12. Ja¬

nuar 1926.

Verhältnisse der Krankenkassen zu den

Aerzten, Dentisten, Krankenhäusern, Apotheken
und anderen Lieferanten. 7. Vortrag: Geschäfts¬

führer Zander. Dienstag, den 19. Januar 1926.

Die Beziehungen der Krankenkasse zur Er¬

werbslosenfürsorge und zur Unfallversicherung.
8. Vortrag: Abteilungsvorsteher Hinze. Diens¬

tag, den 26. Januar 1926.

Das Reichsversorgungsgesetz und seine Be¬

ziehungen zur Krankenversicherung. 9. Vor¬

trag: Krankenkassen-Assistent Becker. Diens¬

tag, den 2. Februar 1926.

Das Angestellten- und Invalidenversiche¬

rungsgesetz unter Berücksichtigung des Ge¬

setzes über Ausbau der Angestellten- und In¬

validenversicherung und über Gesundheitsfür¬

sorge in der Reicnsversicherung vom 28. Juli

1925. 10. Vortrag: Arbeitersekretar Kirchner.

Dienstag, den 9. Februar 1926.

E>er Tarifvertrag in der Dienstordnung ein für

allemal verankert. Mit Genehmigung des Ober¬

versicherungsamts Mannheim hat die Dienst¬

ordnung der Allgemeinen Ortskrankenkasse

Mannheim jetzt unter anderem folgende Be¬

stimmungen:
1. „Für die nach § 354 RVO. vertraglich An¬

gestellten gilt die Gruppierung des zwischen

dem Hauptverband deutscher Krankenkassen

und dem Zentralverband der Angestellten bzw.

der Freien Vereinigung badischer Kranken¬

kassen und der Landesfachgruppe Sozialver¬

sicherung des Zentralverbandes der Angestell¬
ten, Gau Baden, abgeschlossenen Tarifs.

Die Höchstzahl der Angestellten beträgt
82 Personen.

Die Zuteilung der Angestellten zu diesen

Gruppen erfolgt durch den Vorstand nach Ver¬

handlung mit dem Betriebsrat nach Maßgabe
der ihnen zur regelmäßigen Verrichtung zu¬

gewiesenen Arbeiten/4

2. „Für die Besoldung und Nebenbezüge der

Angestellten, Hilfsangestellten und Lehrlinge

gilt der zwischen dem Hauptverband deutscher

Krankenkassen und dem Zentralverband der

Angestellten bzw. der Freien Vereinigung badi¬

scher Krankenkassen und der Landesfachgruppe
Sozialversicherung des Zentralverbandes eler

Angestellten, Gau Baden, abgeschlossene
Tarif."

3. „Den Angestellten steht jährlich ein Er¬

holungsurlaub zu, wie ihn der zwischen dem

Hauptverband deutscher Krankenkassen und

dem Zentralverband der Angestellten verein¬

barte Tarif vorsieht. Die Angestellten der

höchsten Tarifgruppe erhalten zu dem tarif¬

lichen Höchsturlaub einen weiteren jährlichen
Urlaub von sechs Arbeitstagen."
Hierzu ist zu bemerken, daß in Baden in der

höchsten Tarifgruppe (Ia) sind: die Verwal¬

tungsdirektoren, Geschäftsführer und ihre Stell¬

vertreter sowie die Hauptkassierer, und daß

ferner bei der Allgemeinen Ortskrankenkasse

Mannheim, die keine Selbstabgabe und keine

Eigenbetriebe, sondern nur ein Genesungsheim
und eine ausgedehnte Familienversicherung hat,

insgesamt 72 Personen (die genehmigte Höchst¬

zahl beträgt 82) einschließlich Hausmeister und

Lehrling bei einem Mitgliederstand von rund

57 000 beschäftigt werden.

Durch die Fassung der Dienstordnung der

Allgemeinen Ortskrankenkasse Mannheim ist

bei etwaiger Abänderung des Tarifs eine ent¬

sprechende Aenderung dieser Dienstordnung
und eine Beschlußfassung der Kassenorgane
sowie Genehmigung des Oberversicherungs¬
amts künftig nicht mehr notwendig.

Rechtsprechung.
Auch für den Ersatzanspruch nach § 197 RVO.

ist die Mitgliedschaft in den letzten zwei Jahren

zu berücksichtigen. (Entscheidung des Reichs¬

versicherungsamtes vom 17. September 1925,
Amtliche Nachrichten 1925 S. 323.) Begrün¬
dung: Es handelt sich um einen Fall der Fa¬

milienwochenhilfe. Es kommen hierbei die Vor¬

schriften des § 205a sowie der §§ 197, 195a RVO.

in der Fassung des Reichsgesetzes zur Erhal¬

tung leistungsfähiger Krankenkassen vom

27. März 1923 (Reichsgesetzblatt I S. 225) und

der Verordnung des Reichsarbeitsministers vom

18. August 1923 (Reichsgesetzblatt I S. 817) zur

Anwendung. Nach § 205a Abs. 1 Nr. 3 erhalten

Wochenhilfe auch die Ehefrauen der Versicher¬

ten, wenn die Versicherten in den letzten zwei

Jahren vor der Niederkunft mindestens zehn

Monate hindurch, im letzten Jahre vor der

Niederkunft aber mindestens sechs Monate hin¬

durch auf Grund der Reichsversieherungsord¬
nung oder bei dem Reichsknappschaftsvereine

gegen Krankheit versichert gewesen sind. Nach

Abs. 3 daselbst werden als Wochenhilfe die im

§ 195a bezeichneten Leistungen gewährt; nach

Abs. 7 findet hierbei die Vorschrift des § 197

entsprechende Anwendung. Nach § 197 haben,
wenn die Wöchnerin während der im § 195a

Abs. 1 bezeichneten Zeit vor der Niederkunft

bei mehreren Krankenkassen, bei dem Reiehs¬

knappschaftsverein oder bei Ersatzkassen ver¬

sichert gewesen ist, die anderen der leistungs¬

pflichtigen Kasse auf Verlangen die Leistungen
aus den §§ 195a, 195c, 196 nach Verhältnis der

Mitgliedzeit zu erstatten. Hiernach ist gegen¬

über den früher geltenden Vorschriften insofern

eine Aenderung eingetreten, als die Gewährung
der Wochenhilfe, während früher eine gewisse
Versicherungsdauer in dem letzten Jahre vor

der Niederkunft verlangt wurde, von einer zeit¬

lich bestimmten Versicherungsdauer in den

letzten beiden Jahren vor der Niederkunft ub~

hängig gemacht ist. Dies muß, wie das Ver¬

sicherungsamt mit Recht ausführt, zur Folge

haben, daß auch für den Erstattungsanspruch
nach § 197 RVO., bei welcher Vorschrift aus¬

drücklich auf die im § 195a Abs. 1 bezeichnete

Zeit Bezug genommen ist und die auch im Falle

des § 205a entsprechende Anwendung findet,
nicht mehr der einjährige, sondern der zwei¬

jährige Zeitraum vor der Niederkunft für die

Bemessung der Erstattungspflicht maßgebend
ist. Eine andere Auslegung lassen die Vor¬

schriften ihrem Wortlaut und Inhalt nach nicht

zu. Wenn die Erstattungspflicht der anderen

Kassen, wie bisher, auf den einjährigen Zeit¬

raum beschränkt bleiben sollte, so hätte dies

einer besonderen Bestimmung bedurft. Aus den

gegebenen Vorschriften läßt sich eine solche
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Beschränkung nicht entnehmen. Sie läßt sich

insbesondere auch nicht daraus herleiten, daß die

in den §§ 195a, 205a vorgesehene Versiche¬

rungsdauer von mindestens zehn Monaten, wie

dies in der grundsatzlichen Entscheidung des

RVA. 2814 (A. N. 1924 S. 201) ausgesprochen
ist, als erfüllt anzusehen ist, wenn sie nur in

das letzte Jahr vor der Niederkunft fällt. Auf

die Erstattungspfücht nach § 197 muß dies

mangels anderweiter gesetzlicher Regelung ohne

Einfluß bleiben. In jedem Falle steht der lei¬

stungspflichtigen Kasse nach § 197 RVO. ein

Erstattungsanspruch gegenüber den anderen

Kassen nach Verhältnis der Mitgliedschaft zu,

bei denen die Wöchnerin nach g 195 bzw. im

vorliegenden Falle deren Ehemann nach § 205a

RVO. in den letzten zwei Janren vor der Nieder¬
kunft versichert gewesen ist. Da in dieser Weise
seitens des VA. im vorliegenden Falle erkannt

ist, muß es bei dieser Entscheidung verbleiben.

Zu § 371 Abs. 1 Angestelltenversicherung.
Bei Feststellung von Ersatzkassenleistungen

sind nur die reichsgesetzlichen Vorschriften zu

berücksichtigen. Darüber hinausgehende Lei¬

stungen auf Grund der Kassensatzung setxt die

Kasse selbst fest (Entsch. des RVA. vom

1. Aprü 1925, Amtliche Nachrichten 1925,
S. 279).
Zu § 558 Reichsversieherungsordnung. Die

Kosten für die Besohlung orthopädischen
Schuhwerks fallen den Versicherungsträgern
nur insoweit zur Last, als sie durch außer¬

gewöhnliche, durch die Art der Unfallfolgen
verursachte Abnutzung des Schuhwerks ent¬

stehen (Entsch. des RVA. vom 17. Juni 1925,
Amtliche Nachrichten 1925 S. 274).
Zu § 1226 RVO. Steht ein Arbeitnehmer

gleichzeitig in zwei Beschäftigungsverhältnissen
zu verschiedenen Arbeitgebern, von denen das

eine zur Invaliden-, das andere zur Angestellten¬
versicherung gehört, so unterliegt er sowohl

der Invaliden- als auch der Angestelltenver¬
sicherung. (Entsch. des RVA. vom 17. August
1925, Amtl. Nachr. 1925 S. 304.)

Literatur.
Relcbsknappschaftsrecht. Von Oberbergrat Hans Thiel¬

mann, Direktor des Knappschafts-überversicherungsamtes
in Halle. Verlag von Reimar Hobbing, Berlin SW 61.

1926. 35ö Seiten. In Qanzleincnband 14 Mk. — Seit

langem macht sich Ifl der Praxis als Mangel geltend.

daB die Bestimmungen über das Rcichsknappschaftsrecht
in zahllosen Gesetzen verstreut liegen, so dali der

Praktiker bisher immer mehrere Gesetzesbüchcr be¬

nötigte und auch dann noch die zahlreichen verstreuten

kleineren Verordnungen mühsam zusammensuchen mußte.

Was im Knappschaftsrecht gilt, ist geradezu eine Qe-

hci.nwissenschaft weniger Eingeweihter. Eine vollstän¬

dige Zusammenfassung ist daher dringend notwendig.

Durch die vorliegende Bearbeitung des bekannten Sach¬

kenners wird dem Rechnung getragen. Das Buch bringt

sämtliche Oesetze und Verordnungen, soweit sie für

das Knappschaftswesen von Bedeutung sind, in den amt¬

lichen Texten. Durch verschiedenartigen Druck und

durch besondere Gliederung des Satzes ist der Inhalt

übersichtlich gestaltet, das Bedeutende vom weniger

Wichtigen geschieden. Zahlreiche Erläuterungen und

Verweise erleichtern seinen Qebrauch. Schon ein flüch¬

tiger Einblick wi-J jeden Praktiker zu der Ueberzcugung
kommen lassen, daß hier ein Buch geboten wird, das

sich fur die Praxis als unentbehrlich erweisen wird.

Die Novelle zum Reichsknappschaftsgesetz soll, falls sie

Gesetzeskraft erlangt, als Nachtrag kostenlos nachgelie¬
fert werden.

Aenderungen der Relchsverslcherungsordnung. Verlags¬
gesellschaft deutscher Krankenkassen m. b. H.t Berlin-

Charlottenburg. Preis 2.20 Mk.f für Mitglieder des Zcn¬

tralverbandes der Angestellten 1,75 Mk. Mit diesem Buch,
das die Aenderungen der RVO. in der Zeit vom 15. De¬

zember 1924 bis 31. Oktober 1925 enthält, bietet der Ver¬

lag ein ungemein praktisches Werk. Es ist unmöglich,
die zahlreichen Ergänzungsvorschriften zur RVO. durch

Deckblätter vorzunehmen. Deshalb ist das vorliegende
Werk für jeden, der mit der Sozialversicherung zu tun

hat, e_n unentbehrliches Hilfsmittel.

Dr. jur. Paul Moldenhauer, Professor der Versiche¬

rungswissenschaft an dtr Universität Köln: Das Versiehe-

rungswesen. I.: Allgemeine Versicherungslehre. Vierte,
verbesserte Auflage. 152 Seiten. Sammlung Göschen,
Band 262. Walter de Qruyter u. Co., Berlin W 10 und

Leipzig. 1925. Preis: 1,25 Mk. — Dieses Buch ist soeben

io vierter Auflage erschienen. Es enthalt wie die vorher¬

gehenden Auflagen die allgemeine Versicherungslehre,

uahrend die Behandlung der einzelnen Versicherungs¬

zweige dem II. Teil vorbehalten bleibt. Die Darstellung

ist bis in die jüngste Zeit hinein ergänzt worden; sie

berücksichtigt die üründungshausse der Nachkriegszeit und

die Konzernbildung ebenso wie die durch die Inflation

und die Umstellung auf Goldmark bedingte Aenderung in

der Anlagepolitik der Versicherungsgesellschaften. Hin¬

gewiesen wird auch auf Neuerungen im Versicherungs¬

betrieb, wie die Aufruhrschädenversicherung, die Sach¬

lebenversicherung und die Einheitsversicherung. Nur die

statistischen Angaben haben nicht weiter durchgeführt

werden können, weil die Zahlen aus der Inflationszeit

nicht vergleichbar sind und Goldmarkzahlen aus dem

Jahre 1924 noch nicht vorliegen.

Das Buch wird nicht nur den Studierenden, sondern

auch allen, die sich schnell über die einschlägigen Fragen

auf dem Gebiet des Versicherungswesens orientieren

wollen, sehr willkommen sein.

Lehmann, Helmut: Aerzte und Krankenkassen.

II. Autlage. Verlagsgesellschaft deutscher Krankenkassen

rn. b. H., Berlin-Charlottenburg 1, Berliner Str. 137.

Preis geb. 5 Rmk. — Das bekannte, für jede Kassenver¬

waltung, Jeden Kassenarzt und Angestellten äußerst wert¬

volle und nützliche Buch, dessen 1. Auflage in ganr

kurzer Zeit vergriffen war, erscheint jetzt in neuem Ge¬

wände. Der Inhalt des Werkes ist gegenüber der ersten

Auflage außerordentlich erweitert worden. Es wurde

nicht nur die reichsgesetzliche Regelung der Beziehun¬

gen zwischen Aerzten und Krankenkassen, die Richt¬

linien und Beschlüsse des Reichsausschusses und die

Rechtsprechung des Reichsschiedsamts aufgenommen, son¬

dern auch die Erlasse des Reichsarbeitsministers und der

Sozialministerien der Länder berücksichtigt. Daneben

enthält das Werk alle anderen gesetzlichen Bestimmun¬

gen, die das Verhältnis zwischen Aerzten und Kranken¬

kassen irgendwie berühren. Auch das Berliner Abkommen

ist des Verständnisses halber wieder mit aufgeführt,

unter Angabe seiner außer Kraft getretenen Bestimmun¬

gen. Im Anhang wird das Muster eines Arztvertrages

sowie die preußischen Ministerialverordnungen wieder¬

gegeben. Kommentierende Bemerkungen, die eine fleißige

Arbeit verraten und ein gut durchgearbeitetes Stichworte¬

verzeichnis erleichtern das Eindringen in den schwierigen

Rechtsstoff. Das Werk ist für die Verhandlungen zwi¬

schen Aerzten und Kassen unentbehrlich.

V*rmnrwörtliche Schriftleiter: Josif Aman. — Verleg des ZentrmWerbandes der Angestellten (O. Urban)«
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Krankenkassen

und Berufsgenossenschaften
wenden sich im Interesse der Sozialversiche-

rungstriiger bei Bedarf von Angestellten an die

Stellenvermittlung
des Zentralverbandes der Angestellten.

Hier finden sie füralleArtenvonStellungen,vom

Geschäftsführer bis zum Bureauangesteilten,

geeigneteBewerber

Als Berufsorganisation der Angestellten der

Krankenkassen und Berufsgenossenschaften
verfügen wir über

vorgebildete Angestellte
die innerhalb unserer Gewerkschaft durch die

>Volkstümliche Zeitschrift für die gesamte

Sozialversicherung« fortlaufend über alle Ver¬

änderungen derGesetzgebung auf dem Gebiete

der gesamten Sozialversicherung auf dem lau¬

fendengehalten und durch besondere Bildungs¬
veranstaltungen über alle fachlichen Fragen

ihres Berufs unterrichtet werden.

Die Benutzung unserer Stellenvermittlung ist kostenlos.

Jede Krankenkasse oder Berufsgenossenschaft
wende sich deshalb vertrauensvoll an den

ZENTRALVERBAND DER ANGESTELLTEN

ABTEILUNG STELLENTERMITTLUNG

Berlin SO 26, Oranienstraße 40/41

TeleRrammadr.: >Kopfaibeiter Berlin< Fernsprecher: Moritzplatz Nr. 905t/59



Ihre Pflicht ist es

für Ihr Alter und Ihre Familie zu sorgen!

Die Leistungen der Angestelltenversicherung und anderer Pensions¬

einrichtungen sind unzureichend. Wenn Sie sich zu diesen Leistungen

einen Zuschuß sichern wollen, können Sie das durch den Beitritt zur

Pensionskasse

des ZentralVerbandes derAngestellten
Diese Kasse gewährt Ihnen bei Eintritt Ihrer Invalidität Leistungen,

die von keiner anderen ähnlichen Einrichtung erreicht werden. Auch

Ihren Hinterbliebenen wird Witwen- und Waisenrente gewahrt.
DerKasse kann jedesMitglied desZentraiverbandes der Angestellten

beitreten, das nicht erwerbsbehindert oder krank ist. Über 50 Jahre

alte Mitglieder und Mitglieder, die mit einem Körperschaden oder

Geburtsfehler behaftet sind, der die Erwerbsfähigkeit beeinträchtigt,

können nicht aufgenommen werden. Die Leistungen werden nach

Anteilen und der Dauer der Mitgliedschaft berechnet. Sie können

bis zu 5 Anteile erwerben Der monatlich im voraus zu zahlende Bei¬

trag betragt für jeden Anteil

1,50 Mark für Mitglieder, die im Alter bis zu 40 Jahren,

2,— Mark für Mitglieder, die im Aiter bis zu 50 Jahren

bei der Kasse Anteile erwerben. Für diesen gerinnen Beitragsanteü

gewährt Ihnen die Kasse für jeden Beitragsanteil eine jährliche
Invalidem.nterstützung; sie beträgt nach einer Beitragsleistung von

5 Jahren

7
. • •

9

11

13

150 Mark

160
.

. .
170

m

. .
180

„

. .
190

m

25 Jahren
. .

15 Jahren

17
.

19
„

21
„

23
„

250 Mark

200 Mark

210
.

220
„

230
„

240 _.

Ihre Witwe erhält 50 v.H. der Rente, die Ihnen als Invalidenrente an

Ihrem Todestage zugestanden hätte oder gewährt worden is .
Die

WaisenunterstUtzung beträft 15 bis 25 v. H. der Invalicienrent».

Seien Sie sich Ihrer Verantwortung gegen sich selbst und Ihre

Familie bewußt.

Werden Sie sofort Mitglied!
Säumen Sie nicht länger; jeder Tag bedeutet einen Gewinn für Sie

und Ihre Familienangehörigen. — Aufnahmepapiere und jede ge¬
wünschte Auskunft erhalten Sie bei Ihrer Ortsgruppe oder von der

Hauptgeschäftsstelle des Zentralverbandes

der Angestellten, Berlin SO 26, Oranienstraße 40/41

AI-MM


